
Allgemeinverfügung des Landratsamtes Schwarzwald-Baar-Kreis 

vom 16.01.2025
zur Genehmigung von Ausnahmen von der bodennahen Ausbringungs­
technik gemäß § 6 Abs. 3 Sätze 3 und 4 der Verordnung über die Anwen­
dung von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflan­
zenhilfsmitteln nach den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis beim 

Düngen (Düngeverordnung - DüV),
Aktenzeichen: 8222.00

Das Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis erlässt als zuständige untere Landwirtschaftsbe­

hörde nach § 29 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 4 und § 29 Abs. 8 Satz 1 des Landwirtschafts- und 

Landeskulturgesetzes (LLG) vom 14. März 1972, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 

zur Änderung land- und forstwirtschaftlicher Vorschriften vom 15. Oktober 2024 (GBl. 2024 

Nr. 85) geändert worden ist, auf Grundlage von § 6 Abs. 3 Sätze 3 und 4 der Düngeverord­

nung vom 26. Mai 2017 (BGBl. I 2017 S. 1305), die zuletzt durch Artikel 32 der Verordnung 

zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung von Büro­

kratie (BGBl. I 2024 Nr. 411) geändert worden ist, folgende

Allgemeinverfügung:

I. Ausnahmeregelungen

In Abweichung von den Vorgaben des § 6 Abs. 3 Sätze 1 und 2 DüV, wonach flüssige or­

ganische und flüssige organisch-mineralische Düngemittel, einschließlich flüssiger Wirt­

schaftsdünger, mit wesentlichem Gehalt an verfügbarem Stickstoff oder Ammoniumstick­

stoff im Falle von bestelltem Ackerland seit dem 1. Februar 2020 und im Falle von Grünland, 

Dauergrünland oder mehrschnittigem Feldfutterbau ab dem 1. Februar 2025 nur noch strei­

fenförmig auf den Boden aufgebracht oder direkt in den Boden eingebracht werden dürfen, 

werden nach § 6 Abs. 3 Sätze 3, 4 und 5 DüV folgende Ausnahmen genehmigt:

1. Gemäß § 6 Absatz 3 Satz 3 DüV wird als anderes Verfahren mit vergleichbar geringen 

Ammoniakemissionen die Aufbringung von Jauche sowie von anderen flüssigen organi­

schen Düngemitteln, einschließlich Wirtschaftsdüngern, mit weniger als 2 Prozent Tro­

ckenmassegehalt (TM-Gehalt) genehmigt. Dem gleich stehen zusätzlich mit Wasser ver­

dünnte Rindergüllen mit bis zu 4,6 Prozent TM-Gehalt zum Zeitpunkt der Aufbringung.
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2. Eine Ausnahme von den Vorgaben des § 6 Abs. 3 Sätze 1 und 2 DüV wird gemäß § 6 

Abs. 3 Satz 4 DüV auf Grund folgender agrarstruktureller Besonderheiten des Betriebes 

genehmigt:

a) Streuobstwiesen (ab 30 Bäume/Hektar),

b) Kleinflächen unter 0,2 Hektar oder

c) kleine Betriebe mit weniger als 15 Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche, die 

keine flüssige organische und flüssige organisch-mineralische Düngemittel, ein­

schließlich flüssiger Wirtschaftsdünger, mit wesentlichem Gehalt an verfügbarem 

Stickstoff oder Ammoniumstickstoff von außerhalb des Betriebes aufnehmen. Bei der 

Festlegung dieser Grenze bleiben folgende Flächen unberücksichtigt:

- Flächen, auf denen nur Zierpflanzen oder Weihnachtsbaumkulturen angebaut wer­

den, Baumschul-, Rebschul-, Strauchbeeren- und Baumobstflächen, nicht im Er­

trag stehende Dauerkulturflächen des Wein- und Obstbaus sowie Flächen, die der 

Erzeugung schnellwüchsiger Forstgehölze zur energetischen Nutzung dienen

- Flächen mit ausschließlicher Weidehaltung bei einem jährlichen Stickstoffanfall 

(Stickstoffausscheidung) an Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft von bis zu 100 

Kilogramm Stickstoff je Hektar, wenn keine zusätzliche Stickstoffdüngung erfolgt

- Flächen, die nicht gedüngt und gleichzeitig nicht genutzt werden (Stilllegungsflä­

chen und -teilflächen); sie sind keine landwirtschaftlichen Flächen im Sinne von § 2 

Satz 1 Nr. 1 DüV

- Flächen, auf denen das Aufbringen flüssiger organischer und flüssiger organisch­

mineralischer Düngemittel, einschließlich flüssiger Wirtschaftsdünger, mit wesent­

lichem Gehalt an verfügbarem Stickstoff oder Ammoniumstickstoff nach anderen 

als düngerechtlichen Vorschriften oder vertraglich verboten ist. Dies betrifft bei- 

spielsweis:

• Landwirtschaftliche Nutzflächen im Vertragsnaturschutz (z. B. Förderprogramm 

für Agrarumwelt, Klimaschutz und Tierwohl (FAKT II); Landschaftspflegerichtli­

nie (LPR) Teil A) mit mehrjährigem Verpflichtungszeitraum

• Landwirtschaftliche Nutzflächen innerhalb der Zone I und II von Wasserschutz­

gebieten, in denen nach der Verordnung des Umweltministeriums über Schutz­

bestimmungen und die Gewährung von Ausgleichsleistungen in Wasser- und 

Quellenschutzgebiete (Schutzgebiets- und Ausgleichs-Verordnung - SchALVO) 

vom 20. Februar 2001
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- Streuobstwiesen (ab 30 Bäume/Hektar)

- Kleinflächen unter 0,2 Hektar.

3. Eine Ausnahme von den Vorgaben nach § 6 Absatz 3 Sätze 1 und 2 DüV wird gemäß § 6 

Abs. 3 Sätze 4 und 5 DüV auf Grund naturräumlicher Besonderheiten des Betriebes für 

Grünlandflächen mit einer Hangneigung von mehr als 20 Prozent auf mehr als 30 Prozent 

der Fläche erteilt.

II. Nebenbestimmungen

1. Im Rahmen der Genehmigung der Ausbringung von flüssigen organischen Düngemit­

teln, einschließlich Wirtschaftsdüngern mit weniger als 2 Prozent TM-Gehalt bzw. mit 

Wasser verdünnter Rindergülle mit bis zu 4,6 Prozent TM-Gehalt nach Ziff. I. 1. muss 

die Einhaltung des TM-Gehaltes jederzeit nachgewiesen werden können. Der Bezug 

des notwendigen Wassers muss plausibel nachgewiesen werden. Es sind zwei Labor­

proben je Kalenderjahr zur Bestimmung des TM-Gehaltes in Verbindung mit einer 

nachvollziehbaren und vollständigen Dokumentation der ausgebrachten Menge erfor­

derlich. Für Jauche ist keine Untersuchung erforderlich.

2. Die Allgemeinverfügung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen werden.

3. Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, 

Änderung oder Ergänzung von Auflagen.

4. Diese Allgemeinverfügung mit den in Ziff. I geregelten Ausnahmegenehmigungen er­

lischt mit Ablauf des 31. Januar 2027.

Hinweis: Im Übrigen bleiben die gesetzlichen Regelungen über die Anwendung von Dünge­

mitteln, insbesondere die Düngeverordnung und die wasserrechtlichen Vorschriften in der 

jeweils gültigen Fassung hiervon unberührt und sind zu beachten.

III. Räumlicher Geltungsbereich

Die Allgemeinverfügung gilt im gesamten Schwarzwald-Baar-Kreis.

IV. Inkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung tritt in Anwendung von § 41 Abs. 4 Satz 4 Landesverwaltungs­

verfahrensgesetzes (LVwVfG) am 01. Februar 2025 in Kraft. Die öffentliche Bekanntgabe 

erfolgt gemäß § 41 Abs. 3 S. 2 und 4 LVwVfG i. V. m. § 1 Abs. 1 der Satzung des Schwarz­

wald-Baar-Kreises über die Form der öffentlichen Bekanntmachungen vom 14.12.2020 
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durch Bereitstellung auf der Internetseite des Landratsamtes Schwarzwald-Baar-Kreis 

(http://www.schwarzwald-baar-kreis.de/) unter der Rubrik Öffentliche Bekanntmachungen.

Hinweis: Die Allgemeinverfügung mit Begründung kann im Sekretariat des Landwirtschafts­

amtes des Landratsamtes Schwarzwald-Baar-Kreis, Humboldtstraße 11, 78166 Donaue­

schingen, eingesehen werden.

Begründung

Mit Erlass der DüV im Jahr 2017 wurde seitens des Verordnungsgebers wegen der durch 

Ammoniakemissionen auch in wachsenden Beständen auftretenden Nährstoffverluste in § 6 

Abs. 3 DüV geregelt, dass grundsätzlich im Falle von bestelltem Ackerland seit dem 1. Feb­

ruar 2020 und im Falle von Grünland, Dauergrünland oder mehrschnittigem Feldfutterbau 

ab dem 1. Februar 2025 nur noch emissionsarme Aufbringungstechniken in Form von strei­

fenförmiger Aufbringung oder direkter Einbringung zur Anwendung kommen dürfen. Es kön­

nen auch andere Verfahren zur Aufbringung genehmigt werden, wenn diese zu einer ver­

gleichbaren Reduzierung der Ammoniakemissionen führen.

Mit der Einhaltung dieser Vorgaben wird hinsichtlich der Ammoniakemissionen ein Beitrag 

zur Erreichung der Ziele der Richtlinie (EU) 2016/2284 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 14. Dezember 2016 über die Reduktion der nationalen Emissionen bestimm­

ter Luftschadstoffe, zur Änderung der Richtlinie 2003/35/EG und zur Aufhebung der Richtli­

nie 2001/81/EG (ABI. L 344 vom 17.12.2016, S. 1), welche durch die Delegierte Richtlinie 

(EU) 2024/299 der Kommission vom 27. Oktober 2023 (ABI. L, 2024/299, 17.1.2024) hin­

sichtlich der Methode für die Berichterstattung über die Emissionsprognosen für bestimmte 

Luftschadstoffe geändert worden ist, geleistet.

Zuständige Behörden für den Vollzug der DüV sind nach § 29 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 4 und § 29 

Abs. 8 Satz 1 LLG die Landratsämter als untere Landwirtschaftsbehörden.

Zu L:

Nach § 6 Abs. 3 Sätze 1 und 2 DüV dürfen flüssige organische und flüssige organisch-mi­

neralische Düngemittel, einschließlich flüssiger Wirtschaftsdünger, mit wesentlichem Gehalt 

an verfügbarem Stickstoff oder Ammoniumstickstoff im Falle von bestelltem Ackerland seit 

http://www.schwarzwald-baar-kreis.de/
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dem 1. Februar 2020 und im Falle von Grünland, Dauergrünland oder mehrschnittigem Feld­

futterbau ab dem 1. Februar 2025 nur noch streifenförmig auf den Boden aufgebracht oder 

direkt in den Boden eingebracht werden.

Nach § 6 Abs. 3 Satz 3 DüV kann die nach Landesrecht zuständige Behörde abweichend 

von den Sätzen 1 und 2 genehmigen, dass die in § 6 Abs. 3 Satz 1 DüV genannten Stoffe 

mittels anderer Verfahren aufgebracht werden dürfen, soweit diese anderen Verfahren zu 

vergleichbar geringen Ammoniakemissionen wie die in § 6 Abs. 3 Satz 1 DüV genannten 

Verfahren führen.

Hiervon wird für Jauche sowie für flüssige organische Düngemittel, einschließlich Wirt­

schaftsdünger, mit weniger als 2 Prozent TM-Gehalt sowie für mit Wasser verdünnte Rinder­

gülle mit bis zu 4,6 Prozent TM-Gehalt, unter Ziff. 1.1 der Allgemeinverfügung Gebrauch ge­

macht. Diese Verfahren gelten nach aktuellem wissenschaftlichen Kenntnisstand als Verfah­

ren mit vergleichbar geringen Ammoniakemissionen wie die in § 6 Abs. 3 Satz 1 DüV ge­

nannten Verfahren; hierbei wird insbesondere auch auf die aktuellen Versuchsergebnisse 

der Landesanstalt für Landwirtschaft (LfL) Bayern verwiesen, die auf ihrer Homepage veröf­

fentlicht sind. Hinsichtlich flüssiger organisch-mineralischer Düngemittel wird keine Aus­

nahme erteilt.

Die nach Landesrecht zuständige Stelle kann nach § 6 Abs. 3 Satz 4 DüV ferner Ausnahmen 

von den Vorgaben der Sätze 1 und 2 genehmigen, soweit deren Einhaltung und eine Aufbrin­

gung mittels anderer Verfahren im Sinne des § 6 Abs. 3 Satzes 3 DüV auf Grund der natur­

räumlichen oder agrarstrukturellen Besonderheiten des Betriebes unmöglich oder unzumut­

bar sind. Nach § 6 Abs. 3 Satz 5 DüV liegt ein Ausnahmefall insbesondere vor, wenn ein 

Einsatz der für die Einhaltung der Vorgaben erforderlichen Geräte aus Sicherheitsgründen 

ausscheidet.

Ist der Einsatz der genannten Techniken auf Grund naturräumlicher oder agrarstruktureller 

Besonderheiten des Betriebes (z. B. starke Hangneigung und damit erhöhtes Sicherheitsrisi­

ko) unmöglich oder unzumutbar und können auch andere emissionsarme Techniken nicht 

angewendet werden, können die nach Landesrecht zuständigen Stellen Ausnahmen von 

dieser Regelung genehmigen.
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Die unter Ziff. I. 2. dieser Allgemeinverfügung geregelten Ausnahmen werden nach pflicht­

gemäßer Ermessensausübung aufgrund agrarstruktureller Besonderheiten genehmigt.

Streuobstwiesen (Ziff. I. 2. a) werden von der Verpflichtung nach § 6 Abs. 3 Sätze 1 und 2 

DüV ausgenommen, da für die streifenförmige Aufbringung eine Technik notwendig ist, bei 

der die Streubreite der Arbeitsbreite entspricht. Aufgrund der Arbeitsbreite ist der Einsatz 

dieser Technik auf Streuobstwiesen unmöglich.

Auch bei kleinen Flächen unter 0,2 Hektar (Ziff. I. 2. b) ist der Einsatz von großer Aufbring­

technik auf Grund der Arbeitsbreite unzumutbar oder unmöglich, da die flächenmäßige Ver­

teilung des Düngemittels aufgrund der großen Arbeitsbreiten nicht gewährleistet werden 

könnte.

Eine Abwägung der Interessen an einer effektiven Reduzierung der Ammoniakemissionen 

und dem Interesse an einer sicheren Aufbringung sowie einer bedarfsgerechten Pflanzener­

nährung führt zur Genehmigung entsprechender Ausnahmen.

Ferner werden kleine landwirtschaftliche Betriebe mit weniger als 15 Hektar landwirtschaft­

lich genutzter Fläche (Ziff. I. 2. c) von der Verpflichtung nach § 6 Abs. 3 Abs. 1 und 2 DüV 

ausgenommen, um diese nicht mit unzumutbaren Kosten zu belasten. Bei der Festlegung 

dieser Grenze bleiben Flächen unberücksichtigt, die aufgrund naturräumlicher oder agrar­

struktureller Besonderheiten von der Vorgabe nach § 6 Absatz 3 Sätze 1 und 2 DüV ausge­

nommen sind. Eine Abwägung der Interessen an einer effektiven Reduzierung der Ammo­

niakemissionen und der Aufrechterhaltung der Wirtschaftlichkeit und der Weiterführung klei­

ner Betriebe führt zur Genehmigung der entsprechenden Ausnahme.

Die unter Ziff. I. 3. dieser Allgemeinverfügung geregelte Ausnahme wird aufgrund naturräum­

licher Besonderheiten nach pflichtgemäßer Ermessensausübung genehmigt, da die aufge­

führten hanggeneigten Flächen in der Regel nicht mit der geforderten Aufbringtechnik so­

wohl für den Fahrzeugführer als auch für die Umwelt sicher zu bewirtschaften sind und daher 

eine entsprechende Aufbringung unzumutbar oder unmöglich machen. Eine Abwägung der 

Interessen an einer effektiven Reduzierung der Ammoniakemissionen und dem Interesse 

einer sicheren Aufbringung sowie einer bedarfsgerechten Pflanzenernährung führt zur Ge­

nehmigung der entsprechenden Ausnahme.
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Zu II.:

Um die Einhaltung des TM-Gehaltes verlässlich nachweisen zu können, sind die geforderten 

Laboranalysen und Dokumentationen unter Ziff. II. 1. erforderlich.

Der Vorbehalt des Widerrufs unter Ziff. II. 2. stützt sich auf § 36 Abs. 2 Nr. 3 LVwVfG und 

dient der Anpassungsmöglichkeit an rechtliche wie tatsächliche Veränderungen, die einer 

oder mehreren Ausnahmen nach Ziff. I entgegenstehen könnten.

Der Auflagenvorbehalt unter Ziff. II. 3. stützt sich auf § 36 Abs. 2 Nr. 5 LVwVfG.

Mit der Geltung der Allgemeinverfügung ab 1. Februar 2025 wird in Bezug auf das Verbot 

ab 1. Februar 2025 ein entsprechender Gleichlauf hergestellt, damit die Genehmigung nicht 

vor dem Verbot gilt. Laut Erlass des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher­

schutz Baden-Württemberg (MLR) vom 9. Dezember 2019, Az.: 23.8222.00, sind die Ge­

nehmigungen auf längstens zwei Jahre zu befristen.

Zu IV.:

Die Ausführungen zur öffentlichen Bekanntgabe folgen aus § 41 Abs. 3 S. 2 und 4 LVwVfG. 

Die Vorgaben des § 6 Abs. 3 Satz 1 DüV gelten im Falle von bestelltem Ackerland seit dem 

1. Februar 2020 und im Falle von Grünland, Dauergrünland oder mehrschnittigem Feldfut­

terbau ab dem 1. Februar 2025.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider­

spruch beim Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis, Am Hoptbühl 2, 78048 Villingen- 

Schwenningen, erhoben werden.

Donaueschingen, 16.01.2025
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